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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der Auslösungspreise 
für Tafelwein für den Zeitraum vom 16. Dezember 1972 bis 15. Dezember 1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
des Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung er- 
gänzender Vorschriften für die gemeinsame Markt- 
organisation für Wein 1 ), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1651/72 2 ), insbesondere auf 
Artikel 3 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für alle Weinarten, für die ein Orientierungs- 
preis festgesetzt wird, muß jährlich unter Berück- 
sichtigung der in Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 genannten Faktoren ein Aus- 
lösungspreis festgesetzt werden. 

Die Qualität der Ernte kann im allgemeinen als 
durchschnittlich bezeichnet werden. 

Seit dem Ende des vergangenen Weinwirtschafts- 
jahres ist eine allgemeine Festigung der Weinno- 
tierungen festzustellen, die bei mehreren Weinarten 
schon dazu geführt hat, daß keine privaten Lager- 
haltungsverträge mehr abgeschlossen werden. 

Die Vorbilanz ergibt aufgrund der Bestände aus 
dem vergangenen Wirtschaftsjahr eine geringere 
verfügbare Menge als im letzten Jahr, Damit ist 
jedoch noch keine nachhaltige Gesundung des 
Weinmarktes erreicht. 

Die Höhe der Auslösungspreise muß den vorge- 
nannten Merkmalen Rechnung tragen; es erscheint 


deshalb angebracht, für die Zeit vom 16. Dezember 
1972 bis zum 15. Dezember 1973 die Auslösungs- 
preise gegenüber dem vergangenen Wirtschafts- 
jahr zu erhöhen. Aufgrund der Marktlage ist eine 
stärkere Erhöhung bei Weinen der Weinart R II 
gerechtfertigt. 

Die Orientierungspreise sind in der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/72 3 ) für den Zeitraum vom 16. De- 
zember 1972 bis zum 15. Dezember 1973 festgesetzt 
worden; nach Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 werden die Auslösungspreise auf 
der gleichen Stufe festgesetzt und gelten für den 
gleichen Zeitraum wie die Orientierungspreise; die 
Tafelweinarten, für die diese Preise gelten, sind 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 945/70 4 ) bestimmt 
worden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Für die Zeit vom 16. Dezember 1972 bis zum 
15. Dezember 1973 wird der Auslösungspreis wie 
folgt festgesetzt: 

1. 1,34 RE je Grad/hl für die Tafelweinart R I, 

2. 1,29 RE je Grad/hl für die Tafelweinart R II, 

3. 21,3 RE je Grad/hl für die Tafelweinart R III, 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 174 
vom 1. August 1972, S. 52 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 21. April 1972, S. 16 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 114 
vom 27 Mai 1970, S. 1 
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4. 1,30 RE je Grad/hl für die Tafelweinart A I, 

5. 27,8 RE je Grad/hl für die Tafelweinart A II, 

6. 31,8 RE je Grad/hl für die Tafelweinart A III. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 16. Dezember 1972 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
14. Dezember 1972 - 1/4 (IV/ 1) - 680 70 - E - Ta 12/72 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 21. November 1972 dem Herr Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts - und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


1. Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
816/70 zur Festlegung ergänzender Vorschriften für 
die gemeinsame Marktorganisation für Wein be- 
bestimmt, daß jährlich vor dem 16. Dezember .... 
für alle Weinarten, für die ein Orientierungspreis 
festgesetzt wird, ein Schwellenpreis für die Aus- 
lösung des Interventionssystems festgesetzt wird; 
dieser Preis wird im folgenden „Auslösungspreis" 
genannt. 

Bei der Festsetzung des Auslösungspreises sind ins- 
besondere folgende Faktoren zu berücksichtigen; 

a) die Marktlage, insbesondere das Ausmaß der 
Preisschwankungen ; 

b) die Notwendigkeit, die Preisstabilisierung auf 
den Märkten zu gewährleisten, ohne die Bildung 
struktureller Überschüsse in der Gemeinschaft 
herbeizuführen; 

c) die Qualität der Ernte; 

d) die Daten der Vorbilanz nach Artikel 3 der Ver- 
ordnung Nr. 24 über die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Wein. 

2. a) Die Marktbeobachtung in der Gemeinschaft 
zeigt, daß die Preise für die Weinarten R I, R II, A I 
im allgemeinen unter dem Auslösungspreis gele- 
gen haben, während diese für die Weinarten R III, 
A II, A III während eines großen Teiles des vorher- 
gehenden Weinwirtschaftsjahres darüber gelegen 
haben. Seit Beginn des Weinwirtschaftsjahres 1972/ 
73 liegen die Preise für die Weinarten R I, R II, A I 
ebenfalls an allen Handelsplätzen über dem Aus- 
lösungspreis. Diese Situation hat dazu geführt, daß 
der Abschluß von Lagerverträgen für alle Wein- 
arten eingestellt worden ist. 

b) Die Notwendigkeit, die Preisstabilisierung auf 
den Märkten zu gewährleisten, ohne die Bildung 
struktureller Überschüsse in der Gemeinschaft her- 
beizuführen, erfordert eine heikle Entscheidung, da 
dem Erzeuger ein angemessenes Einkommen ge- 
währleistet werden soll, ohne daß gleichzeitig ein 
Anreiz zur Produktionssteigerung geboten wird. 

Es wurde davon ausgegangen, daß unter der Berück- 
sichtigung der Preissteigerungen der letzten Zeit 
eine angemessene Erhöhung der Auslösungspreise 
gerechtfertigt erscheint um dem Erzeuger ein an- 
gemessenes Einkommen zu sichern ohne dabei struk- 
turelle Überschüsse hervorzurufen. Eine zu starke 
Erhöhung könnte eine Hypothek für das nächste 
Jahr bedeuten, wenn die verfügbaren Mengen sehr 
groß sein sollten. 

c) Die Qualität der Ernte scheint in mehreren Tei- 
len der Gemeinschaft insbesondere bei Tafelwein 
mittelmäßig zu sein. Dies ist besonders im Erzeu- 


gungsgebiet der Weinart R II ausgeprägt, so daß mit 
einer Verringerung der Mengen dieser Weinart die 
für den Verschnitt notwendig sind, gerechnet wer- 
den kann. 

d) Nach aller Wahrscheinlichkeit wird die voraus- 
sichtliche Bilanz eine erhebliche Verringerung der 
verfügbaren Weinmengen aufzeigen. Die augen- 
blickliche Folge davon dürfte mindestens für eine 
gewisse Zeit das Fortbestehen der bisher festge- 
stellten hohen Preise sein. Es ist aber nicht aus- 
geschlossen, daß ein Rückgang feststellbar sein wird, 
wenn die tatsächlich verfügbaren Mengen allgemein 
bekannt sind. 


Schlußfolgerung 

Auf Grund der in letzter Zeit festgestellten allge- 
meinen Preissteigerung erscheint es gerechtfertigt, 
eine Erhöhung der Auslösungspreise für alle Wein- 
arten vorzusehen und dies um so mehr als die 
Orientierungspreise für die Gesamtheit der Tafel- 
weine um 7 v. H. für den Zeitraum vom 16. Dezem- 
ber 1972 bis 15. Dezember 1973 erhöht worden sind. 
(Verordnung Nr. 2623/71 des Rates vom 29. Novem- 
ber 1972 - Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 272 vom 11. Dezember 1971, Seite 1), 

In diesem Zusammenhang ist es notwendig darauf- 
hinzuweisen, daß es sich bei dem Orientierungs- 
preis um einen Zielpreis handelt. Der Auslösungs- 
preis dagegen steht mit der kurzfristigen Markt- 
lage in engerem Zusammenhang insbesondere unter 
Berücksichtigung der verfügbaren Mengen. 

Es erscheint deswegen gerechtfertigt, die Erhöhung 
der Auslösungspreise im Vergleich zum vergange- 
nen Jahr auf einen Betrag zu begrenzen der im 
wesentlichen der Preissteigerung entspricht. Diese 
kann auf 5 v. H. geschätzt werden. 

Ein besonderen Fall stellt der Wein der Art R II 
dar. 

Der Preis dieses Weines ist bisher auf einem niedri- 
geren Niveau als für Weine der Art R I festgesetzt 
worden. Das hat einerseits zu einer Beschränkung 
des Einkommens des Erzeugers geführt und ande- 
rerseits zu einer Störung des Marktes der Art R I 
beigetragen. Diese haben nach dem Verschnitt einen 
Druck auf die Notierungen ausgeübt. Darüber hin- 
aus ist die Preiserhöhung bei Weinen der Art R II 
derart, daß sie sich weitgehend denjenigen der 
Weinart R I annähern. Es ist deswegen angebracht 
das allgemeine Preisniveau dieser zwei Wein- 
arten zu harmonisieren in dem eine Erhöhung vor- 
gesehen wird, die neben der allgemeinen Preisstei- 
gerung den obengenannten Gesichtspunkten Rech- 
nung trägt. Das führt für Weine der Art R II zu 
einer Erhöhung von 9 v. H. 
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